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1. Allgemeines 

Der 20. Jahrestag des Europarates, der am 5. Mai 
1969 in London in Anwesenheit von Königin Elisa- 
beth 11. feierlich begangen wurde, war das wich- 
tigste Ereignis im Berichtszeitraum. Die Arbeiten 
und Aufgaben des Europarates wurden in Anspra- 
chen von Königin Elisabeth, Premierminister Wil- 
son und Bundesminister Brandt, der in seiner 
Eigenschaft als Vorsitzender des Ministerkomitees 
sprach, in eindrucksvoller Weise gewürdigt. 

Im Anschluß an die Feier fand am 5. und 6. Mai 
1969 in London die 44. Sitzung des Ministerkomi- 
tees unter Vorsitz des Bundesministers des Aus- 
wärtigen statt. Bei dieser Gelegenheit wurden zwei 
Europäische Vertragswerke zur Zeichnung auf- 
gelegt: 

— das Europäische Abkommen über Personen, die 
an Verfahren vor der Europäischen Kommission 
und dem Europäischen Gerichtshof für Men- 
schenrechte teilnehmen und 

— das Europäische Übereinkommen zum Schutze 
archäologischen Kulturgutes. 

Beide Vertragswerke wurden von dem Bundes- 
minister des Auswärtigen für die Bundesrepublik 
Deutschland unterzeichnet. 

Auf der Ebene der Ministerbeauftragten trat das 
Ministerkomitee im Berichtszeitraum viermal zu- 
sammen (179. — 182. Sitzung), davon zweimal unter 
deutschem Vorsitz. 

Der erste Teil der 21. Sitzungsperiode der Beraten- 
den Versammlung, an der u. a. der Bundesminister 
des Auswärtigen und der Parlamentarische Staats- 
sekretär des Bundesministers des Auswärtigen teil- 
nahmen, fand vom 12. — 17. Mai 1969 statt. Am 
15. Mai 1969 widmete die Beratende Versammlung 
eine Sitzung der Feier des 20. Jahrestages des 
Europarates. Die Festrede hielt der damalige fran- 
zösische Ministerpräsident Couve de Murville. Vor- 
her hatte der italienische Ministerpräsident Rumor 
eine Büste von Alcide de Gasperi dem Europarat 
übergeben. Der Bundesminister des Auswärtigen 
sprach am 13. Mai 1969 vor dem Plenum der Bera- 
tenden Versammlung zum Thema „20 Jahre Europa- 
rat 'L In dieser vielbeachteten Rede hob der deutsche 
Außenminister die große Bedeutung hervor, die die 
Bundesregierung dem Europarat beimißt und setzte 
sich mit Nachdruck für die europäische Einigung 
ein. 

Wahl des neuen Generalsekretärs des Europarates 
Die Beratende Versammlung wählte am 14. Mai 
1969 den neuen Generalsekretär des Europarates. 
Von den ursprünglich nominierten Kandidaten 

Dr. Lujo Toncic, 

früher österreichischer Außenminister, 
(Ö.V.P.) 

Per Haekkerup, 

früher dänischer Außenminister, (Soz. Dem.) 


Samuel Silkin, 

Vorsitzender des Rechtsausschusses 
der Beratenden Versammlung, (Labour) 

Dr. Karl Mommer, 

Vizepräsident des Bundestages, (SPD) 

waren Dr. Mommer und Haekkerup bereits vor der 
Wahl zurückgetreten, so daß die Beratende Ver- 
sammlung nur noch zwischen Toncic und Silkin zu 
entscheiden hatte. Die Wahl fiel auf Toncic; er 
erhielt schon im ersten Wahlgang 77 von den ab- 
gegebenen 133 gültigen Stimmen. Toncic hat sei- 
nen Posten am 15. September 1969 angetreten. 

Das Ministerkomitee und die Beratende Versamm- 
lung haben dem scheidenden Generalsekretär Peter 
Smithers ihren Dank für seine hervorragenden Lei- 
stungen als Generalsekretär des Europarates aus- 
gesprochen. 

1. Politische Fragen 

a) Europäische Einigung 

Die Europäische Einigung ist das Hauptanliegen des 
Europarates; es ist daher nur folgerichtig, daß bei 
den Beratungen der beiden Organe dieser Insti- 
tution, die mit den Feiern anläßlich des 20jährigen 
Bestehens des Europarates zeitlich zusammenfielen, 
Fragen der Integration Europas im Vordergrund 
standen. 

Das Ministerkomitee befaßte sich in seiner 44. Sit- 
zung eingehend mit den politischen Aspekten der 
wirtschaftlichen Integration des westlichen Europa. 
Daneben bildete das Thema „Probleme einer ge- 
meinsamen Entwicklung des technologischen Poten- 
tials" einen wichtigen Tagesordnungspunkt dieser 
Sitzung. 

Auch bei der Versammlungstagung im Mai d. J. 
stand die Frage der europäischen Einigung im 
Mittelpunkt der Aussprache. Die am Ende der Gene- 
raldebatte angenommene Empfehlung 558 forderte 
das Ministerkomitee auf, sich u. a. für die Abhal- 
tung einer Gipfelkonferenz im weitestmöglichen 
Kreise zur Vorbereitung der Erweiterung der Euro- 
päischen Gemeinschaften einzusetzen. Der Aus- 
schuß der Ministerbeauftragten steht dieser Anre- 
gung im Prinzip positiv gegenüber. 

(Inzwischen haben die EWG-Mitgliedstaaten eine 
Gipfelkonferenz für den 26./27. November 1969 ver- 
einbart.) 

b) Griechenland 

Eines der wichtigsten Probleme im Berichtszeit- 
raum war das Verhältnis des Europarates zu Grie- 
chenland (Empfehlung 547 (1969) der Beratenden 
Versammlung). Die Minister beschlossen auf ihrer 
44. Sitzung in London, den Bericht der Menschen- 
rechtskommission über ihre Untersuchungen über 
das von den skandinavischen Staaten und den 
Niederlanden gegen Griechenland eingeleitete Ver- 
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fahren wegen Verletzung der Menschenrechtskon- 
vention abzuwarten, bevor sie eine Entscheidung 
über das Weiterbestehen der Mitgliedschaft Grie- 
chenlands im Europarat treffen. Es ist jedoch damit 
zu rechnen, daß die Entscheidung in der 45. Sit- 
zung des Ministerkomitees im Dezember 1969 
erfolgen wird. 

c) Beziehungen zu den Nichtniitgliedstaaten 

Die Frage der Zusammenarbeit von Nichtmitglied- 
staaten mit dem Europarat erhält ein immer größe- 
res Gewicht. Im Berichtszeitraum ist in dieser Hin- 
sicht insbesondere zu nennen: 

Ein Antrag Finnlands auf Beitritt zum Europäischen 
Kulturabkommen wurde genehmigt. 

Jugoslawien hat sein Interesse an der Mitarbeit 
an folgenden Konferenzen und Ausschüssen des 
Europarates zum Ausdruck gebracht: 

— der Europäischen Ministerkonferenz für Raum- 
planung; 

— dem ad hoc-Ausschuß für kommunale und regio- 
nale Angelegenheiten; 

— dem Europäischen Symposium über historische 
Stätten; 

— dem Europäischen Naturschutz-Komitee sowie 
an der 

— Europäischen Naturschutz-Konferenz 1970; 

— Sachverständigenausschuß 
für Luftverschmutzung. 

Die Ministerbeauftragten haben einer Teilnahme 
Jugoslawiens (mit Beobachter-Status) an diesen 
Konferenzen zugestimmt. 

Auf Einladung der Beratenden Versammlung hat 
eine Delegation parlamentarischer Abgeordneter 
aus Kanada im Mai 1969 den Europarat besucht und 
an einer Sitzung der Beratenden Versammlung teil- 
genommen. Diskussionsthema mit den kanadischen 
Gästen war insbesondere das Verhältnis Kanadas 
zu einem sich einigenden Europa auf dem Gebiet 
der Entwicklungshilfe. 


2. Zwischenstaatliche Zusammenarbeit 

Arbeitsprogramm : 

Das Arbeitsprogramm des Europarates für 1969/70 
wurde vom Ministerkomitee auf seiner 44. Sitzung 
in London genehmigt. Eine Reihe von Anregungen 
der Beratenden Versammlung wurden in das 
Arbeitsprogramm aufgenommen. 

Bei der Diskussion der von der Beratenden Ver- 
sammlung angenommenen Empfehlungen und Ent- 
schließungen durch das Ministerkomitee oder deren 
Stellvertreter fiel jedoch verschiedentlich deren 
Heterogenität auf, sowie die Tatsache, daß die vor- 
geschlagenen Projekte häufig bereits von anderen 
internationalen Organisationen bearbeitet werden. 


11. Tätigkeit des Europarates auf Einzelgebieten 

1 . Recht 

a) Menschenrechte 

Das Ministerkomitee hatte im Jahre 1967 den Sach- 
verständigenausschuß für Menschenrechte beauf- 
tragt, die Probleme, die sich aus einem Neben- 
einanderbestehen von Menschenrechtspakten der 
Vereinten Nationen und der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention ergeben, zu prüfen. 

Der Sachverständigenausschuß, der im April d. J. 
seine 26. Sitzung abhielt, hat inzwischen zwei 
Studien angefertigt, eine über die Probleme, die sich 
durch die Koexistenz der beiden Übereinkommen 
auf dem Gebiet des Zivilrechts und Völkerrechts 
ergeben, und eine über Fragen, die sich wegen der 
verschiedenen Auslegung der durch die beiden 
Übereinkommen garantierten Menschenrechte stel- 
len. 

Das Ministerkomitee hat beschlossen, die erste 
Studie den Mitgliedstaaten des Europarates zur 
Kenntnisnahme und zur Beachtung bei einem evt. 
Beitritt zu den Menschenrechtspakten der Verein- 
ten Nationen vorzulegen. 

Die zweite Studie wurde dem Europäischen Ge- 
richtshof für Menschenrechte zur Stellungnahme zu- 
geleitet. 

Vor Unterkommissionen der Menschenrechtskom- 
mission wurden die mündlichen Verhandlungen 
über zwei Beschwerden gegen die Bundesrepublik 
Deutschland fortgesetzt, und zwar über die Be- 
schwerde Jentzsch am 15. und 16. Juli und die 
Beschwerde Graf Soltikow vom 16. bis 18. Juli 1969. 

b) Europäischer Ausschuß für juristische 
Zusammenarbeit (CCJ) 

In der Zeit vom 2. bis 6. Juni hielt der Europäische 
Ausschuß für juristische Zusammenarbeit (CCJ) 
seine 11. Arbeitstagung ab. Der Schlußbericht be- 
handelt verschiedene zivil- und öffentlich-rechtliche 
Fragen und liegt zur Zeit den Ministerbeauftragten 
zur Billigung vor (Dok. CM [69] 92). 

Das Ministerkomitee hat sich für die Abhaltung 
einer zweiten europäischen Konferenz der Dekane 
der juristischen Fakultäten im Jahre 1971 ausge- 
sprochen. Es hat gleichzeitig die Einberufung eines 
diesbezüglichen Organisationsausschusses und eine 
erste Sitzung dieses Ausschusses im Herbst 1969 ge- 
nehmigt. 

Der Sachverständigenausschuß des Europarates betr. 
Staatenimmunität hat Ende September 1969 mit der 

2. Lesung des Entwurfs eines Übereinkommens be- 
gonnen, das die Fragen regeln soll, die mit der 
Verklagbarkeit eines Staates Zusammenhängen, der 
in einem anderen Staat nichthoheitlich tätig wird. 

Vorrechte und Befreiungen internationaler Organi- 
sationen 

Der Sachverständigen-Unterausschuß des Europa- 
rates für Vorrechte und Befreiungen internationaler 
Organisationen hielt in der Zeit vom 28. bis 29. Mai 
1969 eine 6. Tagung ab. Hierbei wurden einige Ab- 
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änderungsvorschläge zu den endgültigen Empfeh- 
lungen des Sachverständigen-Unterausschusses er- 
örtert. Die Empfehlungen des Unterausschusses 
sollen sobald wie möglich dem Ministerrat zugeleitet 
und dann der International Law Commission der 
Vereinten Nationen zur Verfügung gestellt werden. 

Sondergesandschaften 

Der Konventionsentwurf der International Law 
Commission über Sondergesandtschaften konnte in 
der 23. Vollversammlung der Vereinten Nationen 
noch nicht verabschiedet werden, über die noch 
nicht behandelten Artikel soll während der 24. Voll- 
versammlung weiter beraten werden. 

In der Zeit vom 29. bis 31. Mai 1969 wurden in 
Straßburg Sachverständigen-Besprechungen im Rah- 
men des Euröparates geführt, in denen das Vor- 
gehen der Mitgliedstaaten des Europarates auf der 
24. Vollversammlung der Vereinten Nationen abge- 
stimmt wurde. 

c) Europäischer Ausschuß für Strafrechtsprobleme 
(ECCP) 

Die 18. Vollversammlung des Europäischen Aus- 
schusses für Strafrechtsprobleme tagte vom 19. bis 
23. Mai 1969 in Straßburg. 

2. Kultur und Wissenschaft 

Rat für kulturelle Zusammenarbeit (CCC) 

Vom 12. bis 18. September 1969 fand in Straßburg 
die 16. Sitzung des Rates für kulturelle Zusammen- 
arbeit (CCC) statt. Sie hatte u. a. über das Arbeits- 
programm für 1970 zu beschließen. Eine Diskussion 
über langfristige Arbeitsprogramme auf dem Er- 
ziehungssektor war ebenfalls vorgesehen. Auf der 
Tagesordnung stand auch eine Erörterung der Emp- 
fehlungen 526 und 531 (1968) der Beratenden Ver- 
sammlung („Co-operation in the field of regional 
planning" und „Present crisis of the European 
society"). 

Der für Hochschulwesen und Forschung zuständige 
Ausschuß des Rates für kulturelle Zusammenarbeit 
veranstaltete seine 1. Halbjahressitzung vom 7. bis 
9. Mai 1969 in Oslo. Die deutsche Delegation legte 
dabei einen Bericht über die Einführung von Son- 
derforschungsbereichen in der Bundesrepublik 
Deutschland vor. Im Berichtszeitraum hat der Rat 
für kulturelle Zusammenarbeit 11 Seminare (davon 
eines in Braunschweig) und 10 Sachverständigen- 
treffen veranstaltet, bei denen jeweils auch die 
Bundesrepublik Deutschland vertreten war. 

Der Ausschuß für Erziehung und Kultur der Bera- 
tenden Versammlung des Europarates hat vom 15. bis 
17. Juli 1969 in Feldafing (Kreis Starnberg) getagt; 
dabei hielt der Leiter der Kulturabteilung des Aus- 
wärtigen Amtes eine Ansprache über das Thema 
„Europäische Kulturpolitik in der Sicht der Bun- 
desrepublik Deutschland". 

Der Europäische Jugendrat (CENYC) hielt vom 
28. bis 30. April 1969 seine 6. Vollversammlung 
beim Europarat in Straßburg ab. Das Hauptreferat 
wurde von Staatssekretär Dr. Barth vom Biindes- 


ministerium für Familie und Jugend gehalten, der 
zum Thema „Die Beteiligung der Jugend" sprach. 

3. Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten 

a) Gesundheitswesen 

Der Europäische Ausschuß für das öffentliche Ge- 
sundheitswesen hat vom 25. bis 28. März 1969 seine 
5. Sitzung abgehalten. Der Ausschuß erörterte u. a. 
den vorläufigen Entwurf eines Europäischen Ab- 
kommens über den Transport von Leichen und nahm 
zu den Empfehlungen 502 (1967) und 525 und 526 
(1968) (Beschäftigungsmöglichkeit nach Erreichung 
der Altersgrenze; Ministerkonferenz und Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der Raumplanung) der 
Beratenden Versammlung Stellung. 

b) Sozialwesen 

Der Ausschuß der Ministerbeauftragten hat auf 
seiner 181. Sitzung den Text des Europäischen Über- 
einkommens über Au-pair-Beschäftigte gebilligt. 
Dieses Übereinkommen soll auf der 183. Sitzung 
der Ministerbeauftragten zur Zeichnung aufgelegt 
werden. 

c) Naturschutz 

Europäische Naturschutzkonferenz 

Die europäische Naturschutzkonferenz soll vom 
9. bis 12. Februar 1970 in Straßburg abgehalten 
werden. Die Konferenz hat als Arbeitsprogramm: 
„L'amenagement de l'environnement dans l'Europe 
de demain". Präsident der Konferenz wird der 
Franzose Leprince-Ringuet sein. Die deutsche Dele- 
gation für diese Konferenz ist noch nicht benannt 
worden. In dem Patronatskomitee für diese Konfe- 
renz wird Deutschland durch den Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie durch 
den Bundesminister für Gesundheitswesen vertreten 
sein. 

Europäisches Übereinkommen zum Schutz von Süß- 
wasser gegen Verschmutzung 

Die Empfehlung 555 (1969) der Beratenden Ver- 
sammlung zum Abschluß eines Europäischen Über- 
einkommens zum Schutz des Süßwassers gegen Ver- 
schmutzung wurde vom Ausschuß der Minister- 
beauftragten sehr begrüßt. Es wurde beschlossen, 
die Studiengruppe für Wasserschutz des Natur- 
schutzausschusses des Europarates mit dem Studium 
dieser Empfehlung zu beauftragen und deshalb die 
Studiengruppe, in der zur Zeit nur sieben Mitglied- 
staaten vertreten sind, zu erweitern; dadurch soll 
sämtlichen Mitgliedstaaten des Europarates die Mög- 
lichkeit gegeben werden, an diesem Projekt mitzu- 
arbeiten. 

4. Raumordnung 

Der Ausschuß höherer Beamter zur Vorbereitung 
einer Europäischen Ministerkonferenz für Raum- 
planung, zu der die Bundesrepublik Deutschland 
eingeladen hat, tagte zum ersten Mal vom 10. bis 
12. Juni 1969 in Straßburg unter Vorsitz von Mini- 
sterialdirektor Toyka vom Bundesministerium des 
Innern. 
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III. Zusammenfassung 

Der Europarat ist das klassische Beispiel für die 
Zusammenarbeit von Staaten ohne Abtretung von 
Hoheitsrechten. Dieses hatte zur Folge, daß im 
Laufe der Jahre diejenigen Arbeiten in den Vorder- 
grund getreten sind, die der Europarat auf zahl- 
reichen Gebieten der nichtpolitischen zwischenstaat- 
lichen Zusammenarbeit durchführt: dem Recht und 
der Verwaltung, der Kultur und Erziehung, der 


Raumordnung, dem Wirtschafts-, Sozial- und Ge- 
sundheitswesen. Auch im Berichtszeitraum hat 
darauf das Schwergewicht der Tätigkeit des Europa- 
rates gelegen; damit ist gewissermaßen die „Infra- 
struktur" für die Einigung Europas verbessert wor- 
den. Gerade durch die Rechtsvereinheitlichung in 
den wesentlichen Bereichen des staatlichen Lebens 
wird der Gedanke des einigen Europas praktisch 
gefördert und — bis zu einem gewissen Grade — 
auch realisiert. 
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